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die „Analyse von Kapital, Staat 
und Gesellschaft“ und haben 
ihre Funktion in der Affirma-
tion fehlerhafter bis falscher 
„Abstraktionen“ (Dahme/Wohl-
fahrt, „Ungleich gerecht“, 2012, 
Klappentext).

F. BeRnHaRDT, R. GospoDaRek, 
Ruheständler

Hilfe erfahren
hlz 3-4, S. 40
Ich habe in Göttingen an der 

Veranstaltung "40 Jahre Be-
rufsverbot" teilgenommen. Die 
GEW hat in Sachen Radikalen-
erlass ja einiges aufzuarbeiten. 
Umso wichtiger ist es mir zu 
betonen, wie viel Solidarität, 
Zuspruch und Hilfe ich während 
meines Disziplinarverfahrens er-
fahren habe, auch von der GEW. 
Ich hätte mir gewünscht, dass 
dieser Aspekt in dem Artikel 
noch deutlicher zum Ausdruck 
gekommen wäre. Ansonsten 
aber herzlichen Dank.

CHRisTel sempeR

Königliche 
Gedanken...

hlz 3-4, S. 12ff
Mitte März ist George Tupou 

V., der König von Tonga im 
Alter von 63 Jahren gestorben. 
Er galt als Verfechter demokra-
tischer Reformen, war gutmütig 
und bezahlte seine Untertanen 
aus eigenem Vermögen.

Der Urvater der Tonga, - 
Dynastie, ein Seemann namens 
Hinrich Meyer, war Norddeut-
scher, ebenso wie Hamburgs 1. 
Bürgermeister Scholz, der von 
einigen GEWlern auch liebevoll 
König Olaf genannt wird.

Um einem Missverständnis 
von vornherein vorzubeugen: 
Natürlich kann Olaf Scholz 
seine Bediensteten nicht aus 
eigener Tasche bezahlen, 
zumal er viel weniger verdient 
(bekommt) als beispielsweise 
der bayerische Monarch Horst 
Seehofer oder gar der bekann-
tere Fußball - Kaiser Franz 
Beckenbauer.

Ich will auf etwas ganz 
anderes hinaus: Ein Blick auf 
die Hamburger Vermögensuhr 

verrät, dass diese viel schnel-
ler läuft als die entsprechende 
Schuldenuhr. Das ist gar nicht 
verwunderlich, wenn man 
bedenkt, dass unsere Hanse-
stadt die meisten Milliardäre(!) 
Deutschlands hat. Diese könnten 
mit Sicherheit einen etwas 
höheren steuerlichen Beitrag lei-
sten als bisher, damit die Schere 
zwischen Arm und Reich nicht 
immer weiter auseinander klafft. 
Etliche Reiche würden übrigens 
sogar von sich aus mehr Steu-
ern zahlen, wäre da nicht die 
Vornehmheit einiger Politiker, 
eben jenes Angebot gar nicht an-
zunehmen! Verzichtete man auf 
diese "Vornehmheit", so stünden 
dem Sozial- und Bildungswesen 
mehr Mittel zur Verfügung und 
Otto Normalverbraucher würde 
sich königlich freuen...

noRBeRT Baum
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Viel Arbeit – wenig Geld
Länger arbeiten als andere und trotzdem 
kaum Geld – das ist die traurige Realität 
für Millionen Beschäftigte im Niedrig-
lohnsektor in Deutschland. Das zeigt eine 
neue Untersuchung des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung. 

Rund 22 Prozent aller Beschäftigten er-
hielten 2010 einen Niedriglohn – das sind 
7,3 Millionen. Geringverdiener mit Voll-
zeitjob arbeiten im Schnitt 45 Wochen-
stunden – zwei Stunden mehr als andere 
Vollzeitkräfte. Ein Viertel davon – fast 
900.000 Menschen – arbeiten regelmäßig 
50 Wochenstunden und mehr.  

Überlange Arbeitszeiten sind unsozial 
und gesundheitsgefährdend. Arme ster-
ben früher – das liegt auch an ihren Ar-

beitsbedingungen. Gerade Menschen im 
Niedriglohnbereich sind nur selten durch 
Tarifverträge und Betriebsräte geschützt, 
die auf verträgliche Arbeitszeiten achten. 
Das Arbeitszeitgesetz sieht höchstens 48 
Stunden regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit vor. Viel zu viel! Aber selbst das 
wird oft nicht eingehalten. 

Wir brauchen endlich einen gesetzlichen 
Mindestlohn von mindestens 8,50 Euro. 
Und gute Tarifverträge und starke Ge-
werkschaften, denn nur sie schützen vor 
Unternehmerwillkür. Beschäftigungs-
formen, die Lohndumping begünstigen, 
wie Leiharbeit, Befristung und Minijobs, 
müssen zurückgedrängt und gleiche Be-
zahlung durchgesetzt werden. 
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1,4 Mio.

2,5 Mio.

4,1 Mio.

5,7 Mio.

6,8 Mio.

für unter 5 Euro unter 6 Euro unter 7 Euro unter 8 Euro unter 8,50 Euro

Von den Beschäftigten arbeiten ...

Quelle: IAQ-Report 1/2012, Zahlen für 2010

ver.di Bundesvorstand
Bereich Wirtschaftspolitik

4% 7,4% 12% 16,7% 19,9%

Das nennt man Lohndumping und ist mit eine der wesentlichen Ursachen für die Euro-Krise. Parallel hierzu wuchs 
die Zahl der so genannten Aufstocker. Die gezahlten Milliarden sind  eine direkte Exportsubvention, die es nach 
allen Regeln der Wettbewerbsordnung eigentlich nicht geben dürfte. Wie lange werden sich das die Partnerländer 
noch gefallen lassen? (s. auch S. 48)
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Rubrik GEW-Termine:
Der Frauenausschuss trifft 
sich am 14.08.12 und 
18.09.2012 im Raum C. 
Kontakt: Susanne Jacobs, 
jacobs.susanne@alice.de
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euRo-kRise

Wer, auf wessen Kosten?
Die schuldenkrise spitzt sich zu – Deutschland gefährdet mit seiner politik 
die europäische integration

And the winner is…
Die Versteigerung von 

Bundesschatzanweisungen 
mit einem Zinskupon von 
null Prozent brachte dem 
deutschen Staat 4,555 Mil-
liarden Euro ein. Die Nach-
frage nach den Papieren war 
robust: Sie übertraf das An-
gebot um das 1,7fache, teilte 
die für das Schuldenmanage-
ment zuständige Finanzagen-
tur mit. Das Ergebnis sei für 
den Bund als „wirtschaftlich 
sehr gut zu bewerten“, sagte 
ein Sprecher. SZ 23.5.2012

Überrascht war ich, dass es zu 
unserem Motto des letzten Titel-
bildes, „Bremst die Schulden-
bremser“ keine Einwände oder 
überhaupt Kommentare gegeben 
hat, stemmen wir uns doch mit 
dieser Aussage ziemlich gegen 
den Mainstream. Im Heft selbst 
hatten wir dann das Motto abge-
schwächt durch die Forderung: 
‚Vermögens- statt Schulden-
bremse‘. Das ist moderater, weil 
dahinter die Vorstellung steht, 
ein ausgeglichener Haushalt 
müsse das Ziel sein. Und gleich-
zeitig würde der Gerechtigkeit 
Genüge getan. Warum dies also 
nicht auf das Titelblatt (zumal 
sich so schöne Motive von in 
Luxus schwelgenden Menschen 
angeboten hätten)? 

Zunächst einmal ist es immer 

nicht so spannend, wenn man et-
was veröffentlicht, das ohnehin 
die meisten befürwortend abni-
cken würden. D.h., wir wollten 
den Widerspruch hervorlocken. 
Denn solange die Politik es nicht 
durchzusetzen vermag, dass die-
jenigen zur Kasse gebeten wer-
den, die von der Krise profitiert 
haben und es in gesteigertem 
Maß immer noch tun, bedeu-
tet Schuldenbremse immer die 
Einschränkung bei den unteren 
Einkommensbeziehern, bedeu-
tet immer Einschränkungen im 
Sozialbereich, aber auch im 
Bildungsbereich. Warum, so 
muss man vor dem Hintergrund 
dessen, was sich auf der europä-
ischen Bühne abspielt, fragen, ist 
es in Deutschland einfach kein 
Thema, die Spitzensteuersätze 

so drastisch anzuheben, wie es 
Hollande im Wahlkampf for-
derte oder Roosevelt angesichts 
der Weltwirtschaftskrise in den 

40% zahlt Griechenland zurzeit, wenn sie Staatsanleihen refinanzieren müssen – der Wahnsinn hat Methode!
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Haltung, indem man mit dem 
Finger auf die prekären Elemen-
te der Krisenländer zeigen kann, 
die z.T. von diesen – dies ist an 
dieser Stelle auch unbestritten - 
selbst zu verantworten sind.

Trotzdem betreiben die Deut-
schen dieses Spiel auf Kosten 
der europäischen Partner. Und 
hier wird’s brisant! Die Men-
schen, vor allem in den süd-
europäischen Ländern, sind ja 
gerade dabei zu begreifen, dass 
diese Art der Politik auf ihre 
Kosten gegangen ist und dass 
dies so bleiben wird, solange 
nicht grundsätzlich der Schalter 
umgelegt wird. Solange nämlich 
Deutschland mit Lohndumping 
und Austeritätspolitik im öf-
fentlichen Bereich dafür sorgt, 
dass der Wettbewerbsvorsprung 
für deutsche Produkte erhal-
ten bzw. noch weiter ausgebaut 
wird – bei gleichzeitiger Vorteil-
nahme Deutschlands durch den 
niedrigen Euro-Kurs -, werden 
die europäischen Partner (?!) 
keine Chance haben, jemals aus 
der Misere heraus zu kommen. 
Die Zahl der mittlerweile 19% 
Niedriglöhner in Deutschland 
(s. Grafik S.7) korrespondiert 
unmittelbar mit der Anzahl der 
Menschen, so genannte Aufsto-

cker, die vom Staat bezuschusst 
werden, damit sie überhaupt Le-
ben können. Das ist Exportsub-
ventionierung, die allen Regeln 
der Wettbewerbsordnung (inter- 
wie supranational) widerspricht. 
(Vielleicht sollte der Staat das 
Geld gleich den Unternehmen 
geben, dann könnten diese ‚nor-
male‘ Löhne zahlen und nach 
außen könnte besser der Schein 
gewahrt werden, es ginge hier 
alles mit rechten Dingen zu!)

Wenn es um andere Länder 
geht, scheint der Blick auf die 
Verhältnisse umso klarer: Chi-
nas Exportüberschüsse basieren 
auf den niedrigen Löhnen und 
einem künstlich niedrig gehal-
tenem Yüan. Die Schweiz ächzt 
unter dem Aufwertungsdruck ih-
rer Währung (verschlechtert Ex-
portchancen, Touristen bleiben 
weg), weil alle, die Geld haben, 
sich damit in die vermeintlich si-
chere Zone flüchten. Und wenn 
die USA den Flugzeughersteller 
Boing oder ihre Landwirtschaft 
subventionieren, schreit Europa 
ob dieser Ungerechtigkeit auf. 

Ein ähnliches Spiel, wie die 
Chinesen es betreiben, wird auf 
Dauer von der deutschen Politik 
so nicht gespielt werden können. 
Die ‚Partner‘ rütteln an der Tür 

zum Bundeskanzleramt. Was so 
schön gedacht war - ein euro-
päischer Fiskalpakt, der darauf 
abzielt, Deutschland die Vorteile 
eines niedrig bewerteten Euros 
auf Dauer zu überlassen -, wird 
die Wut der Verlierer steigern. 
Dies sind die jetzt an der Klip-
pe zur Zahlungsunfähigkeit ste-
henden südeuropäischen Länder. 
Und da nun mal ein bereits hoch 
verschuldeter Gläubiger keine 
weiteren Kredite kriegt, wird es 
gar nicht anders gehen, als dass 
die Starken im europäischen Ver-
bund hier als Bürgen einspringen 
müssen. D.h., auf irgendeine 
Weise wird Deutschland sich an 
den Risiken beteiligen müssen. 

Die in diesen Tagen von vie-
len als griechische Tragödie 
benannte dortige Krise kann 
sich angesichts einer Politik des 
Wegduckens schnell zu einer 
Tragödie europäischen For-
mats entwickeln. Aus Kreisen 
von EU-Granden hört man den 
Satz: Es könne nicht angehen, 
ein Omelette backen zu wollen, 
ohne die Eier zu zerschlagen. 
Dieser Weisheit werden sich 
früher oder später auch deutsche 
Politiker annehmen müssen.

JoaCHim GeFFeRs

machenstark
lehrkraft

.
Bessere Arbeitsbedingungen  
für Hamburgs Schulpersonal!

durch gestartet
Weg verWaltet

In Hamburg arbeiten viele junge Lehrkräfte, die hoch  
motiviert sind. Statt ihre Fähigkeiten für die SchülerInnen 
einsetzen zu können, gelangen sie in ein Schulsystem,  
das überhäuft ist von Verwalten, Testen, Messen.  
Das wollen wir ändern.

WWW.geW-hamburg.de
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Kein Abbild von ‚wer ist tüchtig und arbeitsam‘, sondern Vorteilnahme der einen auf Kosten der Schwachen




